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Hans-Joachim Hering Dr. Frank Wackers

lich ist das klare Bekenntnis zur Gleich-

wertigkeit beruflicher und akademi-

scher Bildung sowie zum Meisterbrief.

Entschlossen sind die Maßnahmen

zum Bürokratieabbau. Wichtig für un-

sere Betriebe ist die Ablehnung von

Fahrverboten für Dieselfahrzeuge in

den Innenstädten. Aus dem Koaliti-

onsvertrag ist herauszulesen: NRW

setzt auf Handwerk und Mittelstand.

Dies ist ein deutlicher landespolitischer

Paradigmenwechsel. Auch wenn wir

die Ausführungen zur Rolle von Öf-

fentlich-Privaten-Partnerschaften beim

Bau und bei der Instandhaltung der

Verkehrsinfrastruktur kritisch sehen

und wir uns eine komplette Abschaf-

fung des Tariftreue- und Vergabege-

setzes gewünscht hätten: Der Koaliti-

onsvertrag ist ein großer Schritt nach

vorne und der neuen Landesregierung

unter der Führung von Armin Laschet

ist eine glückliche Hand bei der Ver-

wirklichung ihrer ambitionierten Ziele

für Nordrhein-Westfalen zu wün-

schen. 

Hans-Joachim Hering

Präsident

Dr. Frank Wackers

Hauptgeschäftsführer

Die Bürger in Nordrhein-Westfalen

haben bei der Landtagswahl für einen

politischen Kurswechsel gestimmt.

Auch das Handwerk verbindet mit der

Bildung einer neuen Landesregierung

aus CDU und FDP große Hoffnungen

und Erwartungen. Besonders die Viel-

zahl von gesetzlichen Regulierungen,

die unsere Betriebe zuletzt belastet

oder mit Sorge erfüllt haben, wie z.B.

die Hygiene-Ampel, müssen nun ein

Ende haben. Um für ein positives

Grundklima für Wirtschaft und Hand-

werk zu sorgen, soll das Wirtschafts-

ministerium gegenüber dem Umwelt-

ministerium gestärkt werden. Das ist

wichtig, denn dem Wirtschaftsminis-

terium fehlte es innerhalb der Landes-

regierung zunehmend an Durch -

setzungskraft, weil immer weitere

Kompetenzen an andere Ministerien

abgetreten worden waren. Die von

den Koalitionspartnern ausgegebenen

Signale in der Mittelstands- und Hand-

werkspolitik gehen deshalb in eine

richtige Richtung. Im Koalitionsvertrag

finden sich eine Vielzahl von Ergebnis-

sen der Enquete-Kommission „Zukunft

von Handwerk und Mittelstand“ wie-

der, die vielfach auf die Anregungen

des Handwerks zurückgehen. Beacht-

NRW-Koalition
setzt auf Handwerk
und Mittelstand
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Nach ihrem Wahlerfolg bei der Land-

tagswahl in Nordrhein-Westfalen

haben CDU und FDP ihre Koalitions-

verhandlungen zur Bildung einer

neuen Landesregierung abgeschlos-

sen. Die Inhalte des Koalitionsvertra-

ges für den Bereich Handwerk und

Mittelstand werden vom Unterneh-

merverband Handwerk NRW (UVH)

begrüßt. UVH-Präsident Hans-Joachim

Hering: „Die im Koalitionsvertrag ver-

einbarten Maßnahmen stärken Hand-

werk und Mittelstand. Ein erstes

wichtiges Zeichen für den Bürokratie-

abbau ist der Verzicht auf die Hy-

giene-Ampel. Weitere Schritte müssen

jetzt folgen, um unsere Betriebe wirk-

sam zu entlasten“.

Hans-Joachim Hering hob hervor, dass

der Koalitionsvertrag die Rahmen -

bedingungen für Mittelstand und

Handwerk verbessere. Als wichtiges

Ergebnis sieht er an, dass die Hand-

lungsempfehlungen der Enquetekom-

mission „Zukunft von Handwerk und

Mittelstand in NRW gestalten“ in Re-

gierungshandeln umgesetzt werden

sollen. Der Präsident des Unterneh-

merverbandes Handwerk NRW (UVH)

begrüßt ferner, dass die Kooperatio-

nen zwischen Handwerk, Hochschulen

und die Selbstverwaltung der Wirt-

schaft und der Meisterbrief gestärkt

werden sollen. Nach dem Willen der

Koalitionspartner aus CDU und FDP

soll der Meisterbrief weiterentwickelt

und vor dem Hintergrund der Digita-

lisierung zukunftsfähig gestaltet wer-

den. Weitere geplante Maßnahmen

der künftigen NRW-Koalition sind die

Einführung eines Schulfachs „Wirt-

schaft“ sowie die Vereinfachung von

Gründungsprozessen von Unterneh-

men. Ziel ist ein bürokratiefreies Jahr

für Gründer. Ferner wird es ein „Grün-

der-Stipendium NRW“ geben, mit dem

1.000 Gründerinnen und Gründer mit

1.000 Euro pro Monat gefördert wer-

den.

Eine Sofortmaßnahme der neuen

Landesregierung aus CDU und FDP soll

ein „Entfesselungsgesetz“ mit Maß-

nahmen zum Abbau unnötiger Büro-

kratie sein. Dieses soll folgende In-

halte haben:

– Wachstumsfreundlichere Gestaltung

des Landesentwicklungsplans

– Vereinfachung des Baurechts und

Beschleunigung der Genehmigungs-

verfahren

– Digitalisierung und Vereinfachung

des Gründungsprozesses

– Abschaffung des Gesetzes über die

Hygieneampel

– Vereinfachung des Vergaberechts:

Alle über die Tariftreue hinausge-

henden Regelungen im Tariftreue-

und Vergabegesetz werden entfal-

len, weil sie ihre Ziele nicht erreicht

haben und bei Kommunen und Un-

ternehmen unnötige Bürokratie er-

zeugen

– Beschränkung des NRW-Klima-

schutzgesetzes auf Ziele und Maß-

nahmen der EU

– Vereinfachung des Ladenschlussge-

setzes.

Wichtig aus Sicht des Unternehmer-

verbandes Handwerk NRW (UVH) sind

auch die Aussagen, dass der Mittel-

stand vor unfairer Konkurrenz durch

öffentliche Unternehmen und den

Staat geschützt werden soll, pauschale

Fahrverbote für Dieselfahrzeuge in In-

nenstädten abgelehnt werden, die

wechselseitige landesweite Anerken-

nung des Handwerkerparkausweises

ermöglicht wird und der Meisterbrief

als Bildungsabschluss erhalten bleiben

soll. 

Auch der Präsident von HAND-

WERK.NRW, Andreas Ehlert, begrüßte

für das nordrhein-westfälische Hand-

werk die antibürokratische Stoßrich-

tung und die handwerkspolitischen

Aussagen des Koalitionsvertrages:

„Die neue Landesregierung stellt

die Wirtschaftspolitik in den Mittel-

punkt ihres Regierungsprogramms –

ein überfälliger Prioritätenwechsel.

Dieser wird nicht zuletzt am vorgese-

henen erweiterten Kompetenzrahmen

für das zuständige Fachministerium

erkennbar. Der Koalitionsvertrag

atmet den Willen, den landestypi-

schen Hang zu Übernormierung und

bürokratischer Gängelung zu über-

winden und mehr Freiheit und indivi-

duellen Gestaltungsraum entgegenzu-

setzen. Handwerker wollen sich um

ihre Kunden und um innovative Pro-

dukte und Dienstleistungen kümmern,

und nicht gegen einen Pranger an-

kämpfen oder Zertifikaten nachlau-

fen“ fasst der Präsident von Hand-

werk.NRW die Einschätzung seines

Wirtschaftsbereichs zum politischen

Arbeitsprogramm für die kommenden

fünf Jahre zusammen. 

Besondere Freude löst im Hand-

werk das „klare Bekenntnis“ der künf-
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Landes-Handwerksorganisationen
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Koalitionsvertrages für den Bereich
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tigen Landesregierung aus, „die Er-

gebnisse und Handlungsempfehlun-

gen der erfolgreichen Enquete-Kom-

mission zur Zukunft des Handwerks

zeitnah und komplett umsetzen zu

wollen,“ so Ehlert. Dringend zu revi-

talisieren sei in diesem Zusammen-

hang nicht zuletzt der notleidende

 Innovationstransfer von den Hoch-

schulen in Handwerk und mittelstän-

dische Wirtschaft. „Union und FDP

haben dies erkannt“, so der Präsident. 

Dass die Situation in den Be -

rufsschulen und überbetrieblichen

 Bildungseinrichtungen, der Unter-

richtsausfall, Azubi-Ticket und die Ver-

sorgung mit Fachlehrern künftig mit

Priorität angegangen werden sollen,

dürfte „der dualen Ausbildung im

Lande und der Fachkräfteversorgung

der Wirtschaft Auftrieb geben“, kom-

mentiert Ehlert. „Der Zusammenhang

zwischen einem führenden Bildungs-

und einem führenden Wirtschafts-

standort ist fundamental.“ 

Mit Blick auf die Integration von

Flüchtlingen – eine Herzensangele-

genheit der Landeshandwerksorgani-

sation – unterstützt Ehlert die Ankün-

digung von Schwarz-Gelb, die

Schulpflicht im Lande auf 25 Jahre

auszudehnen. Der Präsident von

Handwerk.NRW: „Das wird einen gro-

ßen Schritt bei der Sprachvermittlung

und der Integration von Flüchtlingen

in Ausbildung und Beruf bringen.“ 

Überwiegend positiv hat auch das

nordrhein-westfälische Baugewerbe

die Vorhaben der neuen Regierungs-

koalition aufgenommen. „Eine große

Zahl unserer Anregungen finden wir

in dem Text wieder“, freute sich der

Präsident der Baugewerblichen Ver-

bände, Rüdiger Otto. „Insbesondere

die Grundlinie, Bürokratie abzubauen,

stimmt. Die Wirtschaft hat dieses Sig-

nal dringend gebraucht.“ Zuletzt hat-

ten sich Baugewerbliche Verbände

und Bauverbände Westfalen mit

einem gemeinsamen Papier an die für

die Bereiche Bau und Verkehr zustän-

digen Koalitions-Unterhändler und an

die Parteivorsitzenden Laschet und

Lindner gewandt.

Die neue Koalition hat sich ver-

pflichtet, vor allem in den Ballungs-

zentren mehr bezahlbares Wohnen zu

ermöglichen. Nicht zuletzt dafür sol-

len „die Rahmenbedingungen für In-

vestoren“ verbessert werden. Das

schließt die Weiterentwicklung des

Wohnraumförderprogramms des Lan-

des ebenso ein wie einen vergrößer-

ten Anteil der Eigentumsförderung.

Bei der Grunderwerbsteuer ist ein Frei-

betrag von 250.000 Euro pro Person

bei selbst genutztem Wohneigentum

geplant. Auf Bundesebene will sich

die neue Koalition für eine dreipro-

zentige lineare Abschreibung und für

eine Sonderabschreibung bei Wohn-

gebäuden einsetzen, was das Bauge-

werbe seit langem gefordert hat. Lan-

desspezifische Verschärfungen des

Mieterschutzes sollen abgeschafft

werden.

Ganz generell wollen CDU und

FDP das Baurecht vereinfachen, weil

viele Vorschriften sich als Kostentrei-

ber erwiesen hätten. Die Landesbau-

ordnung soll in ihrer novellierten Fas-

sung deswegen nicht 2018 in Kraft

treten. Bei einer neuerlichen Überar-

beitung des Regelwerks sollen „bau-

kostensteigernde Regulierungen und

Vorgaben abgeschafft“ und die Ein-

zelvorschriften deutlich an die Muster-

bauordnung des Bundes herangeführt

werden. „Genau dafür haben wir

schon gegenüber der bisherigen Lan-

desregierung plädiert, die jedoch da-

rauf nicht ausreichend eingegangen

ist“, meinte Otto. Auch die 

Armin Laschet zu Gast beim Unternehmerverband Handwerk NRW (v.l.n.r. UVH-

Vizepräsident Olaf Kraußlach, CDU-Landes- und Fraktionsvorsitzender Armin

Laschet, UVH-Präsident Hans-Joachim Hering, UVH-Hauptgeschäftsführer Dr.

Frank Wackers bei der UVH-Mitgliederversammlung am 21. Oktober 2015)
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neue Energieeinsparverordnung soll

für drei Jahre ausgesetzt werden, um

sie zu überdenken. Dagegen werde

NRW sich im Bund für eine steuerliche

Förderung der energetischen Gebäu-

desanierung stark machen. 

Nicht ganz zufrieden ist das Bau-

gewerbe dagegen mit den Aussagen

von CDU und FDP zu öffentlich-priva-

ten Partnerschaften (ÖPP) beim Lan-

desstraßenbau. Die Koalition will ent-

gegen dem Votum des Baugewerbes

„in geeigneten Fällen“ zu dieser Vari-

ante greifen, sie dann jedoch mittel-

standsfreundlich ausgestalten. Rüdiger

Otto dazu: „Nach unseren Erfahrun-

gen und auch nach Erkenntnissen des

Bundes- und der Landesrechnungs-

höfe schließen sich ÖPP und Mittel-

standsfreundlichkeit weitgehend aus.

Als Vertreter unserer Straßen- und

Tiefbaubetriebe werden wir mit Inte-

resse, aber skeptisch begleiten, wie die

neue Landesregierung hier agiert.“ z

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]

Die NRW-Unternehmensverbände

haben den Koalitionsvertrag als „kla-

res Signal des Aufbruchs, der Moder-

nisierung und des Anpackens“ für

das Land begrüßt. Die neue landes-

politische Agenda der nächsten fünf

Jahre vermittle den Eindruck eines

ambitionierten, politikfeldübergrei-

fenden Gesamtkonzepts mit den

richtigen Prioritäten, dessen Umset-

zung Nordrhein-Westfalen in abseh-

barer Zeit wieder nach vorn bringen

könne. 

Der Präsident der Landesvereinigung

der Unternehmensverbände Nord-

rhein-Westfalen (unternehmer nrw),

Arndt G. Kirchhoff, äußerte die Er-

wartung, der Koalitionsvertrag habe

das Zeug, wieder ein positives Grund-

empfinden für die Bedeutung von

Wirtschaft und Industrie im Land zu

entfachen und in allen Regionen des

Landes Aufbruchsstimmung bei Un-

ternehmen, bei Investoren und bei

Beschäftigten zu erzeugen. „Die

neue Regierungskoalition zeigt, dass

sie keine Lust auf Mittelfeldplätze

hat, sondern unser Land wieder an

die Spitze der Wirtschaftsstandorte in

Deutschland und Europa führen will“,

erklärte Kirchhoff. 

Die sich abzeichnende deutliche

Aufwertung des Wirtschaftsressorts

bewertete der Unternehmerpräsident

als „zentrale Weichenstellung“ des

Koalitionsvertrages. „Wenn das Wirt-

schaftsministerium tatsächlich eine

Koordinierungsfunktion bei allen Fra-

gen erhält, die für die wirtschaftliche

Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-

men unseres Landes von Bedeutung

sind, lässt dies für die nächsten Jahre

ein mutiges und ehrgeiziges Regie-

rungshandeln für Wachstum und Ar-

beitsplätze erwarten“, betonte Kirch-

hoff. Kirchhoff begrüßte auch das

Vorhaben, den Erhalt, die Moderni-

sierung und den bedarfsgerechten

Ausbau der Verkehrsinfrastruktur zu

einem Schwerpunkt der Landespolitik

zu machen. Als „von Unternehmen

und Bürgern sehnsüchtig erwartet“

bezeichnete der NRW-Unternehmer-

präsident auch die Ankündigung

eines Entfesselungsgesetzes mit So-

fortmaßnahmen zum Abbau unnöti-

ger Bürokratie. Dazu zähle zuvorderst

die „eins-zu-eins-Umsetzung“ von

Vorgaben des Bundes und der Euro-

päischen Union. „Es ist gut, dass die

Zeit des wettbewerbsverzerrenden

Draufsattelns in NRW jetzt vorbei

ist“, erklärte er. Dies gelte insbeson-

dere für die Alleingänge in der NRW-

Umweltpolitik. 

Mit Blick auf die Bildungspolitik

lobte Kirchhoff das ehrgeizige Ziel

der Nordrhein-Westfalen-Koalition,

beste Bedingungen für die Bildung

zu schaffen. „Hier stehen die Signale

eindeutig auf Aufbruch“, sagte er.

Eine hochwertige Bildung sei Basis für

die Innovationsfähigkeit des Landes

und den Wohlstand jedes Einzelnen.

Umfassende bauliche Modernisierun-

gen und bessere technische Aus -

stattung von Schulen sowie mehr

 Autonomie und Spielräume für Bil-

dungseinrichtungen zur Entfaltung

von Kreativität und neuen Ideen

seien die richtigen Impulse. z

NRW-Unternehmensverbände bezeichnen Koalitionsvertrag
als Signal des Aufbruchs und des Anpackens

2



UVH NRW | Georg-Schulhoff-Platz 1 | 40221 Düsseldorf | Telefon: (02 11) 30 82 36 | www.uvh-nrw.de 5

Die Enquetekommission VI des Land-

tags NRW „Zukunft von Handwerk

und Mittelstand in Nordrhein-Westfa-

len gestalten“ hat im März die Ergeb-

nisse ihrer knapp zweijährigen Arbeit

präsentiert. Die Kommission unter

dem Vorsitz des Abgeordneten Ralph

Bombis (FDP) hat sich u.a. mit der Di-

gitalisierung in Handwerk und Mittel-

stand, der Sicherung des Fachkräften-

achwuchses, der Gründungskultur und

Wettbewerbsfähigkeit von Hand-

werksbetrieben beschäftigt.

Der Kommission gehörten zwölf Mit-

glieder aller fünf Fraktionen sowie

fünf externe Sachverständige an. Das

Gremium tagte zwischen Juni 2015

und Februar 2017 insgesamt 35 Mal

und hörte dabei eine Vielzahl Sachver-

ständiger aus Wissenschaft und Praxis

sowie von Verbänden an.

In ihrem Abschlussbericht legte

die Kommission 171 Handlungsemp-

fehlungen zur Zukunft des Handwerks

vor. Der Bericht wurde im Konsens von

der Enquetekommission beschlossen;

es gibt keine Sondervoten von Fraktio-

nen oder Sachverständigen.

Die Vorschläge beziehen sich auf

Zukunftsfragen des Handwerks und

Mittelstandes, etwa darauf, wie Be-

triebe in einer digitalisierten Wirt-

schaftswelt wettbewerbsfähig bleiben

können und wie Bildung und Quali -

fizierung sowie die Arbeits- und

 Rahmenbedingungen dafür weiter-

entwickelt werden müssen. Die Hand-

lungsempfehlungen richten sich dabei

an verschiedene Akteure: 

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]4

Enquetekommission beschließt einstimmig 
171 Empfehlungen für das Handwerk 
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Am 29. Mai 2017 wurde auf dem

Wettbewerbsfähigkeitsrat der Euro-

päischen Union in Brüssel über die

Richtlinienvorschläge des Dienstleis-

tungspakets zur Verhältnismäßig-

keitsprüfung und zum Notifizie-

rungsverfahren eine politische

Einigung erzielt. Die Kernforderun-

gen des Handwerks wurden darin

aufgegriffen.

Ursprünglich wollte die EU-Kommis-

sion die Mitgliedsstaaten mit ihrem

Dienstleistungspaket verpflichten,

neue Gesetze zum Schutz der freien

Berufe vorab der Kommission zur

Überprüfung vorzulegen. Zudem

sollte sie überprüfen, ob die freien Be-

rufe wirklich nötig sind. Hinter beidem

steckt die Sorge, dass EU-Staaten man-

che Berufe zu stark vor Konkurrenz

schützen und so die Preise nach oben

treiben. Mit dem Beschluss des Minis-

terrates haben die Staaten das nun im

Grundsatz akzeptiert. Sie haben die

Vorschläge allerdings in einigen Punk-

ten abgemildert – und so den direkten

Einfluss der Kommission auf die Ge-

setzgebung in den Mitgliedsstaaten

verringert. Damit sei sichergestellt,

dass neue Gesetze über die freien Be-

rufe nicht von der EU-Kommission

vorab genehmigt werden müssten,

sagte Staatssekretär Machnig aus dem

Bundeswirtschaftsministerium. Zuvor

hatte der Deutsche Bundestag in

einem einstimmig verabschiedeten

Entschließungsantrag die Bundesre-

gierung dazu aufgefordert, dass beim

Dienstleistungspaket Subsidiaritäts-

und Verhältnismäßigkeitsgrundsätze

erfüllt werden. Demnach müsse die

Frage der Reglementierung von Beru-

fen eine autonome Entscheidung der

Einzelstaaten bleiben. Mit dem Vor-

schlag für die Richtlinie zur Verhältnis-

mäßigkeitsprüfung würden gerade in

den Handwerksberufen eine Anpas-

sung und Aktualisierung der Ausbil-

dungs- und Meisterprüfungsordnun-

gen deutlich erschwert. Deutschland

habe bereits bei der Einführung der

Dienstleistungsrichtlinie und auch bei

der Transparenzinitiative nachgewie-

sen, dass die deutsche Gesetzgebung

verhältnismäßig ist.

Schon im März hatte sich der

Bundestag mit einer Subsidiaritäts-

rüge an die Kommission gewandt,

weil ihre Vorschläge aus Sicht der

 Politiker Grundsätze der Subsidiarität

und Verhältnismäßigkeit verletzen. z

EU beschließt Dienstleistungspaket für das Handwerk 
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u.a. an das Land, die Kommunen, den

Bund, die Europäische Union und an

die Handwerksorganisationen.

Die erste Handlungsempfehlung

sieht vor, dass die Landesregierung zur

regelmäßigen Umsetzung der Ergeb-

nisse aufgefordert wird, dem Landtag

in den für Handwerk, Mittelstand und

berufliche Bildung zuständigen Aus-

schüssen über die Konkretisierung und

Umsetzung der Empfehlungen des Be-

richts jährlich zu berichten. Am Ende

der soeben eröffneten Legislaturperi-

ode soll die Landesregierung dem

Landtag einen Bericht über den Um-

setzungsstand vorlegen.

Der Bericht der Enquetekommis-

sion kann im Internet unter https://

www.wirtschaft.nrw/sites/default/files/

asset/document/abschlussbericht_

enquetekommission_maerz_2017.pdf

abgerufen werden. z

Im Mittelpunkt des diesjährigen Un-

ternehmertages des Unternehmerver-

bandes Handwerks NRW (UVH) stand

der kürzlich vorgestellte Abschlussbe-

richt der Enquete-Kommission „Zu-

kunft von Handwerk und Mittel-

stand“, der nach fast zweijähriger

Arbeit unter dem Vorsitz von Ralph

Bombis (MdL) einstimmig verabschie-

det wurde. 

UVH-Präsident Hans-Joachim Hering

dankte den Abgeordneten für ihre

Verdienste um das Handwerk und hob

das einvernehmliche Votum des Land-

tages bei der Verabschiedung des

 Abschlussberichtes hervor. In einer an-

schließenden Podiumsdiskussion disku-

tierten die Abgeordneten Dr. Birgit

Beisheim, Ralph Bombis, Lukas Lamla,

Rainer Spiecker und Reiner Thiel, die

auch Obleute ihrer Landtagsfraktionen

in der Enquete-Kommission waren,

über die Handlungsempfehlungen der

Enquete-Kommission „Zukunft von

Handwerk und Mittelstand“. Der Ab-

schlussbericht enthält wichtige Hand-

lungsempfehlungen für die Politik zur

Verbesserung der Situation der Hand-

werksbetriebe in Nordrhein-Westfalen.

Der Präsident von HANDWERK.NRW,

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]5

Handwerk dankt Mitgliedern der Enquetekommission

Die Enquetekommission zu Gast beim Unternehmertag 2017 (v.l.n.r. Hans-Joachim Hering (Präsident Unternehmerverband

Handwerk NRW), Ralph Bombis (MdL), Dr. Frank Wackers (Hauptgeschäftsführer Unternehmerverband Handwerk NRW),

Dr. Birgit Beisheim (MdL), Andreas Ehlert (Präsident HANDWERK.NRW), Lukas Lamla (MdL). Es fehlen Rainer Spiecker

(MdL) und Reiner Thiel (MdL))
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Andreas Ehlert, hatte zuvor mit einem

Impulsreferat in die Inhalte der En-

quete-Kommission eingeführt und die

Erwartungen des Handwerks an die

künftige Landespolitik formuliert. Die

in der Enquetekommission tätigen Ab-

geordneten wurden auch mit der

 Floriansmedaille des nordrhein-west-

fälischen Handwerks und der Schorn-

steinfeger-Innung für den Regierungs-

bezirk Düsseldorf ausgezeichnet.

Gewürdigt wurde ihr Einsatz für die

Arbeit der Kommission und ihr jeweils

persönlicher Beitrag zur Verständigung

auf einen von allen Fraktionen ge-

meinsam getragenen Abschlussbericht. 

Die Floriansmedaille überreichten

der Präsident von HANDWERK.NRW,

Andreas Ehlert und der Obermeister

der Schornsteinfeger-Innung für den

Regierungsbezirk Düsseldorf, Norbert

Rieck. „Das erste Mal in der Geschichte

der Bundesrepublik hat sich in NRW

eine parlamentarische Enquetekom-

mission mit der Zukunft des Hand-

werks befasst. In den zahlreichen Sit-

zungen konnten Experten aus der

Handwerksorganisation das Bild der

Branche bei allen Parteien nachhaltig

zum Positiven verändern“, so Ehlert in

seiner Laudatio. „Alle fünf Preisträger

haben sich um das Handwerk verdient

gemacht. Und einen entscheidenden

Beitrag dazu geleistet, dass 171 prä-

zise Handlungsempfehlungen vorge-

legt werden konnten.“ z

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]

Der Präsident des Unternehmerver-

bandes Handwerk NRW (UVH) und

Landesinnungsmeister des Fachver-

bandes Sanitär Heizung Klima NRW,

Dipl.-Ing. Hans-Joachim Hering, ist

für seine Verdienste als langjähriger

Obermeister der Innung Sanitär Hei-

zung Klima Düsseldorf mit dem Gol-

denen Ehrenzeichen der Handwerks-

kammer Düsseldorf ausgezeichnet

worden.

Hans-Joachim Hering erhielt diese

höchste Auszeichnung der Hand-

werkskammer aus Anlass seiner Ver-

abschiedung als Obermeister vom

Präsidenten der Handwerkskammer

Düsseldorf, Andreas Ehlert. Ehlert

würdigte im Rahmen der Innungsver-

sammlung, dass Hering die SHK-In-

nung Düsseldorf zu einer starken

Vorzeige-Innung gemacht habe. „Es

ist wichtig, dass wir starke Innungen

haben“, betonte Ehlert. „Ich bin

froh, dass wir Dich auf Landesebene

noch lange behalten werden.“ He-

ring ist seit 2014 Präsident des Unter-

nehmerverbandes Handwerk NRW.

Seit 1988 hatte sich Hans-Joachim

Hering in der Innung ehrenamtlich

engagiert und wurde 1992 zum

Obermeister gewählt. Hans-Joachim

Hering gehört seit 1993 dem Vor-

stand der Kreishandwerkerschaft

Düsseldorf an und wurde 2011 zum

Landesinnungsmeister des Fachver-

bandes Sanitär Heizung Klima Nord-

rhein-Westfalen gewählt. Seit 2014

ist er auch Vizepräsident der Landes-

vereinigung der Unternehmensver-

bände Nordrhein-Westfalen (Unter-

nehmer NRW) und Vizepräsident des

Nordrhein-Westfälischen Handwerks-

tages (NWHT). Hans-Joachim Hering

erhielt für seine langjährige ehren-

amtliche Tätigkeit als Obermeister

der Innung Sanitär Heizung Klima

Düsseldorf zudem die Goldene Eh-

rennadel des Fachverbandes Sanitär-

Heizung-Klima. Diese höchste Aus-

zeichnung des Fachverbandes SHK

NRW wird für besondere Verdienste

zur Förderung des SHK-Fachhand-

werks vergeben. Bereits der Großva-

ter von Hans-Joachim Hering war

Obermeister der Innung Sanitär Hei-

zung Klima Düsseldorf gewesen. z

Hohe Auszeichnung für Hans-Joachim Hering

6

Bei der Verleihung des Silbernen und

Goldenen Ehrenzeichens durch die

Handwerkskammer Düsseldorf (v. l.n.r.

Rolf Weber, UVH-Präsident Hans-Joa-

chim Hering, Kammerpräsident An-

dreas Ehlert)
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Bei einer gemeinsamen Auftaktveran-

staltung zur Präventions-Initiative

Handwerk NRW von Unternehmer-

verband Handwerk NRW, Handwerks-

kammer Dortmund und IKK classic im

Bildungszentrum Hansemann der

Handwerkskammer Dortmund wur-

den den Vertretern von Innungen und

Verbänden aus ganz NRW neue Ideen

und Impulse vorgestellt, wie sie das

Thema betriebliche Gesundheitsförde-

rung zum Bestandteil ihrer Leistungen

für ihre Mitgliedsbetriebe machen

können. 

Warum ist Gesundheitsförderung ei-

gentlich so wichtig? Diese Frage stellte

Hans-Joachim Hering, Präsident des

Unternehmerverbandes Handwerk

NRW (UVH) den Teilnehmern direkt zu

Beginn seiner Begrüßungsrede und

gab die Antwort gleich selbst: „Im

Handwerk hat der Durchschnittsbe-

trieb fünf Mitarbeiter. Wenn zwei

davon krankheitsbedingt ausfallen,

heißt das improvisieren, Aufträge ab-

sagen und ggf. Kunden verlieren. Die

verbleibenden drei Mitarbeiter müs-

sen doppelt soviel arbeiten und kön-

nen ebenfalls krank werden. Das alles

muss nicht sein, wenn Betriebe früh

genug in die Gesundheit der Mitarbei-

ter investieren.“ 

„Eine Veranstaltung zu dem

Thema Betriebliche Gesundheitsförde-

rung an einem so geschichtsträchtigen

Ort ist auch ein Signal“, sagte an-

schließend Ernst Wölke, Hauptge-

schäftsführer der HWK Dortmund. Das

Bildungszentrum für die Gerüstbauer

ist im Jahr 2000 auf der Zeche Hanse-

mann, Barbarastraße 7 in Dortmund,

entstanden. „Gesundheitsförderung

war auf der Zeche früher natürlich

überhaupt kein Thema. Die Arbeit war

anstrengend und die ‚Staublunge‘

eine der häufigsten Erkrankungen.

Das müssen wir heute besser machen,

es ist die Herausforderung für die Zu-

kunft“, sagte er und übergab an Prof.

Dr. Ingo Froböse, Leiter des Zentrums

für Gesundheit durch Sport und Bewe-

gung an der Deutschen Sporthoch-

schule Köln (DSHS). 

Prof. Dr. Froböse machte deutlich,

dass körperliche Aktivität letztendlich

der Schlüssel zu einer erfolgreichen

betrieblichen Gesundheitsförderung

ist. Denn: 85 Prozent der Deutschen

bewegen sich zu wenig – mit den ent-

sprechenden gesundheitlichen Folgen.

„Darum gilt: Jede Bewegung ist bes-

ser, als keine“, so der Sportmediziner.

Wichtig dabei sei, dass es im Betrieb

ein Vorbild gibt – am besten sogar der

Chef selbst. „Darum machen Sie mit,

zeigen Sie ihren Mitarbeitern, wie gut

Bewegung tut. Und: Schon bei den

Auszubildenden muss die Gesundheit

nachhaltig gefördert werden, damit

sie lange arbeitsfähig bleiben.“

Anschließend kamen zwei Be-

triebsinhaber zu Wort, die Gesundheit

im Betrieb zur Chefsache erklärt

haben. Sebastian Everding, Geschäfts-

führer der Lingenhoff GmbH aus Dort-

mund, und Frank Wilkening, Ge-

schäftsführer der Firma Ohrem und

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]7

Präventions-Initiative Handwerk NRW: 
Experten informierten über Gesundheitsförderung im Betrieb

(v. l.n.r.) Hans-Joachim Hering (Präsident Unternehmerver-

band Handwerk NRW); Prof. Dr. Ingo Froböse (Deutsche

Sporthochschule Köln); Ernst Wölke (Hauptgeschäftsführer

Handwerkskammer Dortmund)

(v. l.n.r.) Thomas Lamberz (Landesgeschäftsführer der IKK

classic Nordrhein); Dr. Frank Wackers (Hauptgeschäftsführer

Unternehmerverband Handwerk NRW); Prof. Dr. Ingo Fro-

böse (Deutsche Sporthochschule Köln)
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Wilkening GmbH aus Kerpen-Türnich,

schilderten ihre individuellen und

praktischen Erfahrungen mit Gesund-

heitsförderung im eigenen Betrieb. 

„Die Einführung von BGF war de-

finitiv die richtige Entscheidung. Alle

Mitarbeiter konnten sich einbringen“,

sagte Wilkening. „Eine besondere Ak-

tion ist sicherlich die 10.000-Schritte-

Challange. Dabei erhält jeder Mitar-

beiter einen Schrittzähler und

innerhalb von vier Wochen wollen wir

eine Strecke von Köln nach Neapel

(knapp 1.600 Kilometer) zurücklegen.

Jeden Montagmorgen werden die

Schritte aller teilnehmenden Kollegen

notiert. Wenn wir das schaffen, spen-

dieren wir 500 Euro für eine gemein-

schaftliche Veranstaltung. Das fördert

die Motivation und den Team-

geist.“„Unsere größte ‚Baustelle‘ war

ein spürbar hohes Stresslevel – das hat

die Analyse durch die IKK classic erge-

ben.“ ergänzte Sebastian Everding.

„Die IKK classic ging im Rahmen der

BGF ganz individuell auf unsere Be-

dürfnisse ein. Gemeinsame Gesund-

heitsaktivitäten wurden teilweise auch

nach Feierabend durchgeführt.“

Ausführlich wurde im Rahmen

einer Podiumsdiskussion unter der Lei-

tung von UVH-Hauptgeschäftsführer

Dr. Frank Wackers das Repertoire an

Maßnahmen zur betrieblichen Ge-

sundheitsförderung im Rahmen der

„Präventions-Initiative Handwerk

NRW“ von Unternehmerverband

Handwerk NRW (UVH) und IKK classic

vorgestellt. So werden den Organisa-

tionen des Handwerks u.a. dezentrale

Gesundheitstage und branchenspezi-

fische Workshops für Unternehmen

und Mitarbeiter zu den  Themen Rü-

ckengesundheit, Stressbewältigung

und Ernährungsberatung für die Be-

triebe angeboten. „Für den Einstieg

bietet die IKK classic zahlreiche

Schnupperangebote an, ohne gleich

für eine längere Zeit den ganzen Be-

trieb lahmzulegen“, sagte Thomas

Lamberz, Landesgeschäftsführer bei

der IKK classic. „Ein einziger Gesund-

heitstag beispielsweise, bei dem un-

terschiedliche Gesundheitschecks an-

geboten werden und der Zeit für

Gespräche bietet, gibt unseren Ge-

sundheitsmanagern Einblicke in die

Organisation und Abläufe im Betrieb.

Und schon kleine Änderungen können

den Arbeitsalltag vereinfachen.“ z

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]

Mit der Einführung des gesetzlichen

Mindestlohns 2015 sind in vielen

Branchen die Tariflöhne verdrängt

und die Lohnabstände zwischen ge-

lernten und ungelernten Tätigkeiten

verringert worden. Das könnte die

Tarifbindung schwächen.

Um die Auswirkungen des Mindest-

lohns auf das Tarifgeschehen abzu-

schätzen, hat das Institut der deut-

schen Wirtschaft Köln (IW) im Mai

2017 die Arbeitgeberverbände von

acht betroffenen Branchen befragt.

Das Ergebnis: In sieben der acht Bran-

chen hat der gesetzliche Mindestlohn

Tariflöhne verdrängt. Im Bäckerhand-

werk zum Beispiel sind gleich mehrere

Tariflohngruppen vom Mindestlohn

überholt worden und dadurch un-

wirksam. Einige Arbeitgeberverbände

bemängeln, die Tariflohnanpassungen

würden durch die Entwicklung des

Mindestlohns vorherbestimmt, des-

halb sei der Mindestlohn ein Eingriff

in die Tarifautonomie. Die Lohnstruk-

tur wird durch den Mindestlohn ge-

staucht und die Lohnunterschiede

zwischen gelernten und ungelernten

Tätigkeiten schrumpfen. Dieses Pro-

blem spielt in nahezu allen Branchen

eine große Rolle. Eine Übergangsre-

gelung macht es möglich, den gesetz-

lichen Mindestlohn bis Ende 2017 zu

unterschreiten. Das haben die fünf

Branchen Fleischwirtschaft, Friseur-

handwerk, Land- und Forstwirtschaft,

Textil- und Bekleidungsindustrie

sowie Wäschereien genutzt. Voraus-

setzung dafür ist der Abschluss eines

bundesweiten tariflichen Branchen-

mindestlohns. Die Arbeitgeberver-

bände begrüßen die Übergangsrege-

lung, auch wenn sie meist nur

vorübergehend in Anspruch genom-

men wurde. Die tariflichen Branchen-

mindestlöhne könnten jedoch bald

der Vergangenheit angehören. Da

der Mindestlohn ab 2018 für alle

Branchen verbindlich ist und die

Übergangsregelungen Ende 2017

auslaufen, gibt es für Arbeitgeber

dann keine Anreize, einen tariflichen

Branchenmindestlohn zu fixieren.

Zudem erschwert der Mindestlohn

die Verhandlungen der regulären Ta-

rifverträge. Denn die Gewerkschaften

fordern, dass die untersten Tariflöhne

deutlich über dem 

Auswirkungen des gesetzlichen
Mindestlohns auf die Tarifbindung

8
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Mindestlohn liegen. Würde das um-

gesetzt, wäre es noch schwieriger, die

Lohnstauchung zu korrigieren.

Was dieser Interessenkonflikt be-

deutet, zeigt die Systemgastronomie.

Dort hat der Mindestlohn die Lohn-

struktur stark gestaucht. In der seit

2016 laufenden Lohnrunde fordert

die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-

Gaststätten einen untersten Tarif-

lohn, der deutlich über dem Mindest-

lohn von 8,84 Euro liegt. Gleichzeitig

sollen höhere Einkommensgruppen

überproportional aufgewertet wer-

den. Die Arbeitgeber haben ein Min-

destentgelt von 8,90 Euro vorgeschla-

gen, was der Gewerkschaft zu wenig

ist. Eine Einigung steht noch aus. z

Neue UVH-Fördermitglieder: IKK

Classic, Bürgschaftsbank NRW, cws

boco

Zum 1. Januar 2017 sind die IKK

Classic, die Bürgschaftsbank NRW und

cws boco als neue Fördermitglieder

dem Unternehmerverband Handwerk

NRW (UVH) beigetreten. Die IKK Clas-

sic ist mit einem Haushalt von rund 10

Milliarden Euro und über 3,4 Millio-

nen versicherten Mitgliedern die

größte handwerkliche Krankenkasse

in Deutschland. Die Bürgschaftsbank

NRW übernimmt Ausfallbürgschaften

für Kredite an mittelständische Unter-

nehmer und freiberuflich Tätige,

wenn diese ihrem Kreditinstitut keine

ausreichenden Sicherheiten stellen

können. Cws boco Deutschland GmbH

steht als einer der führenden Anbieter

von professionellen und innovativen

Waschraumhygiene-Lösungen und

Textilservice-Leistungen für Komplett-

lösungen mit System für Unternehmen

aller Branchen und Größen. Das Un-

ternehmen verfügt über ein flächen-

deckendes Servicenetz mit bundesweit

über 60 Standorten, 18 Wasch- bzw.

Bearbeitungsbetrieben und über 620

Servicefahrzeugen.

Jan Henrik Schade neuer

Geschäftsführer des

Konditoreninnungsverbandes

Der Landesinnungsverband des

Konditorenhandwerks NRW tagte

unter dem Vorsitz von Landesinnungs-

meister Hubert Cordes zum ersten Mal

in Münster. Michael Peschke, langjäh-

riger Geschäftsführer des NRW-Lan-

desinnungsverbandes, wurde für sein

Engagement für den Landesinnungs-

verband mit der goldenen Ehrennadel

des Deutschen Konditorenbundes ge-

ehrt. Nachfolger von Michael Peschke

ist jetzt Jan Hendrik Schade, Hauptge-

schäftsführer der Kreishandwerker-

schaft Münster. Er wurde während der

Versammlung einstimmig in das neue

Amt gewählt.

Dirk Bollwerk neuer Präsident des

Zentralverbandes des Deutschen

Dachdeckerhandwerks (ZVDH)

Der Zentralverband des Deutschen

Dachdeckerhandwerks (ZVDH) hat auf

seiner Delegiertenversammlung am

17. März 2017 in Bonn Dirk Bollwerk

zum neuen Präsidenten gewählt. Boll-

werk, bisher Landesinnungsmeister

des Dachdecker-Verbands Nordrhein,

wurde mit überzeugender Mehrheit

gewählt. Dirk Bollwerk tritt die Nach-

folge von Karl-Heinz Schneider an, der

12 Jahre lang das höchste Amt im

Dachdeckerhandwerk innehatte und

aus Altersgründen nicht mehr zur

Wiederwahl angetreten ist. Bollwerk

ist 46 Jahre alt, Dachdecker-, Klemp-

ner- und Zimmerermeister und führt

seit 1993 den Dachdeckerbetrieb Joh.

Bollwerk Bedachungen GmbH im nie-

derrheinischen Rees-Haldern. 1994

qualifizierte er sich weiter zum Be-

triebswirt im Handwerk. Neben der

Tätigkeit im eigenen Betrieb enga-

giert er sich schon seit langem ehren-

amtlich für das Dachdeckerhandwerk,

zuletzt als Vorsitzender des Dachde-

cker-Verbandes Nordrhein. „Ein wich-

tiges Anliegen ist mir die Fachkräfte-

sicherung im Dachdeckerhandwerk.

Das gilt sowohl für das Gewinnen von

qualifiziertem Nachwuchs als auch für

die Alterssicherung in unserem schö-

nen, aber auch anstrengenden Beruf“,

so Bollwerk.

Orientierungen 2/17 [April–Mai–Juni]9

Aus den Verbänden
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Raban Meurer zum Vorsitzenden des

Dachdecker-Verbandes Nordrhein

gewählt

Der Dachdecker-Verband Nord-

rhein (DDV) hat am 5. April 2017 in

einer außerordentlichen Mitgliederver-

sammlung in der Handwerkskammer

Düsseldorf den Kölner Dachdecker-

meister Raban Meurer zum neuen Vor-

sitzenden gewählt. Er tritt damit die

Nachfolge von Dirk Bollwerk an, der

nach 15 Jahren an der Spitze des Dach-

decker-Verbands Nordrhein zum Präsi-

denten des Zentralverbandes des Deut-

schen Dachdeckerhandwerks (ZVDH)

gewählt worden war. Meurer, der bis-

her stellvertretender Vorsitzender des

Dachdecker-Verbandes Nordrhein und

Landesreferent für Berufsbildung war,

dankte der Mitgliederversammlung für

den Vertrauensvorschuss und sagte zu,

die „bisher gute Verbandsarbeit fort-

zuführen“. Er verstehe den DDV Nord-

rhein als Dienstleister für die Innungen

und deren Mitgliedsbetriebe und

wolle seine Außenwirkung auf die

Bundesebene und in den Landeshand-

werksorganisationen intensivieren. Für

wichtig hält Meurer daneben, die

Gilde als Nachwuchsorganisation des

Verbands zu stärken und insgesamt die

Nachwuchswerbung voranzubringen:

„Unsere Betriebe brauchen dringend

mehr Auszubildende und junge Fach-

kräfte.“ Zum neuen stellvertretenden

Vorsitzenden der nordrheinischen

Dachdecker wurde Markus Gerke be-

stimmt, Inhaber des Geldener Dachde-

ckerbetriebes Gravendyck. Er ist damit

auch Landesreferent für Bildung. Das

Nachwuchsthema sieht Raban Meurer

bei ihm in „besten Händen“. Dirk Boll-

werk verabschiedete sich von seinen

nordrheinischen Kollegen „mit einem

lachenden und einem weinenden

Auge“: Er habe ihre Interessen sehr

gerne vertreten, doch die Nachfolge

von Karl-Heinz Schneider an der Spitze

des ZVDH sei eine neue Herausforde-

rung, der er sich gerne gestellt habe. 

Friseur- und Kosmetikverband NRW:

Harald Esser erneut zum

Landesinnungsmeister gewählt –

Olaf Kraußlach Ehrenvorsitzender

Bei der Frühjahrs-Mitgliederver-

sammlung des Friseur- und Kosmetik-

verbandes NRW wurden Verbandsvor-

sitzender Harald Esser und sein

Stellvertreter Ingo Lanowski in ihren

Ämtern bestätigt. In den Vorstand

wurden gewählt Robert Fuhs (Friseur-

innung Bonn/Rhein-Sieg), Mike Engels

(Friseurinnung Köln), Pia Schneider

(Friseurinnung Solingen), Volker Hai-

mann (Friseurinnung Lippe), Markus

Turri (Friseurinnung Bielefeld) und Su-

sanne Dorsten (Friseurinnung Stein-

furt). Die langjährigen Vorstandsmit-

glieder Bernadette Hein und Olaf

Kraußlach traten nicht mehr zur Wie-

derwahl an. Sie wurden einstimmig

zum Ehrenmitglied bzw. Ehrenver-

bandsvorsitzenden gewählt. Olaf

Kraußlach ist zugleich Vizepräsident

des Unternehmerverbandes Handwerk

NRW.

Handwerk NRW: Neuer

Internetauftritt ist online

Der Dachverband des nordrhein-

westfälischen Handwerks „HAND-

WERK.NRW“ ist jetzt mit seinem

neuen Internetauftritt online. Auf den

Seiten informiert der Verband über

aktuelle Themen aus der Wirtschafts-

und Arbeitswelt, über Fakten zum

NRW-Handwerk und über vergangene

und zukünftige Veranstaltungen.

Handwerkerinnen und Handwerker

aus den Ehrenämtern stellen sich und

ihre Arbeit dort vor und zeigen, wie

vielfältig das Handwerk und die Ar-

beit in den Organisationen der einzel-

nen Branchen sind. „Unsere Vielfalt ist

kein Mangel, sondern unsere Stärke,

denn sie beruht auf einer ausgepräg-

ten Identität, die uns von anderen un-

terscheidet. Wir sollten sie als Vorteil

begreifen und sie verstärkt ins Spiel

bringen. Wir wollen Vielfalt und Iden-

tität des Handwerks mit Personen

 verbinden, die sich im und für das

Handwerk engagieren“ – sagt An-

dreas Ehlert, Präsident von HAND-

WERK.NRW. Die Organisation hatte

bis Ende 2016 unter dem Namen

„Nordrhein-Westfälischer Handwerks-

tag“ die Interessen des NRW-Hand-

werks vertreten. z
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Entgelttransparenzgesetz

Als eines der letzten Großprojekte

in dieser Legislaturperiode hat die

große Koalition das „Gesetz zur För-

derung der Transparenz von Entgelt-

strukturen“ beschlossen, das einen in-

dividuellen Auskunftsanspruch auf

Entgeltgleichheit bei der Vergütung

zum Inhalt hat. Das Entgelttranspa-

renzgesetz wurde vom Deutschen

Bundestag am 30. März 2017 in 2. und

3. Lesung verabschiedet und soll zum

1. Juli 2017 in Kraft treten.

Das Entgelttransparenzgesetz

sieht vor, dass Mitarbeiter in Unter-

nehmen mit mehr als 200 Mitarbeitern

künftig Auskunft darüber verlangen

können, was ihre Arbeitskollegen ver-

dienen. Arbeitnehmer sollen für eine

Gruppe von mindestens sechs Kolle-

gen des anderen Geschlechts, die je-

weils vergleichbare Tätigkeiten aus-

üben, den Mittelwert des monatlichen

Bruttolohns sowie zwei weitere Kom-

ponenten wie Boni oder einen Dienst-

wagen abfragen können. Ziel des Ge-

setzes ist es, neue Transparenzregeln

einzuführen, mit denen mehr Lohnge-

rechtigkeit im Erwerbsleben und

damit auch die Gleichstellung von

Frauen und Männern in diesem Punkt

durchgesetzt werden soll. Ein indivi-

dueller Auskunftsanspruch von Be-

schäftigten über betriebliche Entgelt-

strukturen besteht jetzt bei Betrieben

ab 200 Beschäftigten. Damit werden

die kleinen und mittleren Betriebe des

Handwerks von den damit drohenden

erheblichen bürokratischen Belastun-

gen befreit. 

Allerdings bestehen hohe Anfor-

derungen in Betrieben mit mehr als

500 Beschäftigten. So sieht das Gesetz

vor, dass sich private Unternehmen mit

mehr als 500 Mitarbeitern über den

Auskunftsanspruch hinaus regelmäßi-

gen Entgeltüberprüfungen unterzie-

hen müssen. Außerdem müssen sie öf-

fentlich darüber berichten, wieweit sie

mit der Umsetzung der Gleichstellung

in den Betrieben, insbesondere bei der

Lohnhöhe, gekommen sind. In kleine-

ren Unternehmen, wo sich der Kreis

der vergleichbaren Arbeitskollegen

schnell einkreisen lässt, kann dies zum

Unfrieden in der Belegschaft führen.

Ursprünglich war in den Entwürfen

zum Entgelttransparenzgesetz noch

ein Auskunftsanspruch für Unterneh-

men jeder Größe vorgesehen.

Betriebsrentenstärkungsgesetz

Am 1. Juni 2017 hat der Bundes-

tag den Gesetzentwurf eines

Betriebsrenten stärkungsgesetzes mit

der Mehrheit der Koalitionsfraktionen

beschlossen.

Ziel des Gesetzes ist, dass Arbeit-

geber und Gewerkschaften künftig

vermehrt branchenweite Betriebsren-

tenregelungen vereinbaren sollen.

Damit zielt man insbesondere auf Be-

schäftigte in Kleinbetrieben ab. Teil

solcher Tarifverträge muss ein zwin-

gender Arbeitgeberzuschuss von 15

Prozent sein. 

Das Gesetz sieht jetzt die gene-

relle Verpflichtung vor, dass Arbeitge-

ber bei der Entgeltumwandlung 15 %

des umgewandelten Entgelts zusätz-

lich als Arbeitgeberzuschuss an den

Pensionsfonds, die Pensionskasse oder

die Direktversicherung weiterleiten,

soweit sie durch die Entgeltumwand-

lung Sozialversicherungsbeiträge ein-

sparen. Diese Regelung tritt zum 1. Ja-

nuar 2019 zunächst nur mit Wirkung

für ab diesem Zeitpunkt neu abge-

schlossene Entgeltumwandlungsver-

einbarungen in Kraft. Für zu diesem

Zeitpunkt bereits bestehende Entgelt-

umwandlungsvereinbarungen ist der

Arbeitgeberzuschuss erst nach einer

Übergangsfrist von vier Jahren ab dem

1. Januar 2022 verpflichtend.

Kein Gesetzgebungsverfahren für

einen befristeten Teilzeitanspruch 

Die Bundesregierung hat beschlos-

sen, das Gesetzgebungsverfahren zu

einem befristeten Teilzeitanspruch

nicht weiterzuverfolgen. In der Sit-

zung des Koalitionsausschusses Ende

März war bereits beschlossen worden,

den ursprünglichen Arbeitsentwurf

des Bundesministeriums für Arbeit

und Soziales (BMAS) von Ende 2016

nicht weiterzuverfolgen. Die darauf-

hin geführten Gespräche zwischen

BMAS und Bundeskanzleramt unter

Beteiligung der Sozialpartner, um

doch noch eine Kompromisslösung zu

finden, sind nun ebenfalls ergebnislos

beendet worden. Damit bleibt zumin-

dest in dieser Legislaturperiode den

Arbeitgebern eine weitere unnötige

arbeitsrechtliche Belastung erspart.

Mit dem Gesetzentwurf sollte ur-

sprünglich nach Willen des BMAS ein

befristeter Teilzeitanspruch umgesetzt

werden, der allen Beschäftigten einen

Anspruch auf befristete Teilzeit er-

möglichen und Teilzeitbeschäftigten

ein Rückkehrrecht auf eine Vollzeittä-

tigkeit einräumen sollte. z
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Gesetzesinitiativen
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Befristung: Vom Arbeitgeber

unterschriebener Arbeitsvertrag

muss vor Arbeitsaufnahme dem

Arbeitnehmer zugehen

Das Bundesarbeitsgericht hat mit

erst jetzt veröffentlichtem Urteil vom

14. Dezember 2016 – Az. 7 AZR 797/14

– die Anforderungen an eine wirk-

same Befristung nochmals deutlich er-

höht.

Nach diesem Urteil ist Vorausset-

zung für eine wirksame Befristung,

dass dem Arbeitnehmer vor Arbeits-

aufnahme ein vom Arbeitgeber unter-

zeichnetes Exemplar des befristeten

Arbeitsvertrages zugeht. Es reicht

nicht, dass dem Arbeitgeber ein vom

Arbeitnehmer unterzeichnetes Exem-

plar des Arbeitsvertrags vor der Ar-

beitsaufnahme vorliegt.

Sofern es bisher Praxis war, dass

die Arbeitsverträge vor Ort vom Ar-

beitnehmer unterschrieben wurden,

die Arbeitsverträge dann zur Ausfer-

tigung zur Personalabteilung weiter-

geleitet wurden, die eine Ausferti-

gung nach Unterzeichnung durch den

Arbeitgeber wieder an den Arbeitneh-

mer zurückleitete, der aber inzwi-

schen seine Arbeit aufgenommen

hatte, sollte diese Handhabung drin-

gend geändert werden.

Entweder gibt man dem Arbeit-

nehmer bereits vor Ort vor der Ar-

beitsaufnahme ein vom Arbeitgeber

unterzeichnetes Exemplar des Arbeits-

vertrages und lässt dieses vom Arbeit-

nehmer gegenzeichnen oder die Ar-

beitsaufnahme muss unterbleiben, bis

die vom Arbeitgeber gegengezeichne-

ten Arbeitsverträge zurückgeleitet

und dem Arbeitnehmer ausgehändigt

wurden.

Neue Pflicht beim Ausscheiden eines

Mitarbeiters mit Direktversicherung

oder Pensionskasse

Mit Urteil vom 19. Mai 2016 – 3

AZR 794/14 – hat das Bundesarbeits-

gericht die Abwicklung beim Ausschei-

den eines Mitarbeiters, der durch Ge-

haltsumwandlung in eine Direktversi-

cherung oder Pensionskasse zahlte,

aufwändiger gestaltet.

Bisher hat der Arbeitgeber beim

Ausscheiden des Mitarbeiters diesem

die Ansprüche übertragen, so dass der

Mitarbeiter Versicherungsnehmer

wurde.

Nun muss der Arbeitgeber nach

diesem Urteil beim Ausscheiden des

Arbeitnehmers, um die Haftung für

die betriebliche Altersversorgung auf

den Versicherungsvertrag zu beschrän-

ken und nicht in eine erhebliche Ei-

genhaftung zu kommen, bis spätes-

tens 3 Monate nach dem Ausscheiden

die sog. „versicherungsvertragliche Lö-

sung“ gegenüber dem Arbeitnehmer

und der Versicherung erklären. Wen-

den Sie sich in diesem Fällen an Ihre

Versicherung, die hierfür Vordrucke

vorhält. z
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Aus der Rechtsprechung
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Nachstehend geben wir Ihnen die

Neu- und Wiederberufungen der eh-

renamtlichen Richter aus dem Hand-

werk in Nordrhein-Westfalen be-

kannt:

Landesarbeitsgericht:

n Düsseldorf

Stefan Löb, Dipl.-Ing. Elektrotechnik,

Betriebswirt des Handwerks, Mön-

chengladbach

Arbeitsgerichte:

n Aachen

Heike Rajczak, Kauffrau SHK-Bereich,

Hückelhoven

n Bielefeld

Ulrike Schettler, Kfz-Betriebswirtin,

Bielefeld

n Bocholt

Jan-Dirk Tekampe, Maler- und Lackie-

rermeister, Bocholt

n Bonn

Sarah Hilger, Installateur- und Hei-

zungsbaumeisterin, Betriebswirtin

(HWK), Mechernich-Kalenberg

Richard Schaefer, Tischlermeister, Eus-

kirchen

n Dortmund

Gerhard Kullik, Gebäudereinigermeis-

ter, Schwerte

n Düsseldorf

Manfred Kluth, Geschäftsführender

Gesellschafter/Elektromeister, Hilden

n Essen

Markus Felderhoff, Fliesen-, Platten-

und Mosaiklegermeister, Essen

n Gelsenkirchen

Thomas Gill, Geschäftsführender Ge-

sellschafter, Gelsenkirchen

n Iserlohn

Christoph Becker, Oberflächenbe-

schichter/technik, Iserlohn

Frank Erkelenz, Raumausstatter, Iser-

lohn

n Köln

Dr. Thomas Günther, LL.M., Ass.,

Hauptgeschäftsführer der Kreishand-

werkerschaft Köln, Köln

Wilfried Morawitzky, Fleischermeister,

Pulheim

Jürgen Pesch, Elektromeister, Köln

n Krefeld

Thomas Schmitz, Gebäudereiniger-

meister, Krefeld

n Mönchengladbach

Dr. Oliver Hölkermann, Geschäftsfüh-

render Gesellschafter/Geschäftsführer

der Firma Raeder Straßen- und Tief-

bau GmbH, Mönchengladbach, Mön-

chengladbach

Hans-Wilhelm Klomp c/o Klomp GmbH

& Co. KG, Tischler, Mönchengladbach

n Münster

Heinz Nienkemper, Metallbauermeis-

ter, Ennigerloh

n Wesel

Andreas Verhülsdonk, Maler- und La-

ckierermeister, Kevelaer
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Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber

Nutzen Sie ab sofort auch unsere neue Internetadresse
für die aktualisierte LFH-Homepage: 

www.uvh-nrw.de
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Jahr/Monat             Nordrhein-Westfalen                        Deutschland

                               Index                %-Ver-                Index                  %-Ver-
                                                      änderung                                      änderung

       2005                   93,1                   1,7                    92,5                      1,6
       2006                   94,3                   1,3                    93,9                      1,5
       2007                   96,4                   2,2                    96,1                      2,3
       2008                   98,7                   2,4                    98,6                      2,6
       2009                   99,0                   0,3                    98,9                      0,3
       2010                 100,0                   1,0                  100,0                      1,1
       2011                 102,2                   2,2                  102,1                      2,1
       2012                 104,1                   1,9                  104,1                      2,0
       2013                 105,8                   1,6                  105,7                      1,5
       2014                 107,0                   1,1                  106,6                      0,9
       2015                 107,3                   0,3                  106,9                      0,3
       2016                 107,9                   0,6                  107,4                      0,5

Jan.     15                 105,9                 –0,4                  105,5                    –0,4
Feb.    15                 106,8                   0,0                  106,5                      0,1
März   15                 107,3                   0,2                  107,0                      0,3
April   15                 107,3                   0,3                  107,0                      0,5
Mai     15                 107,5                   0,7                  107,1                      0,7
Juni    15                 107,4                   0,3                  107,0                      0,3
Juli      15                 107,5                   0,2                  107,2                      0,2
Aug.   15                 107,6                   0,2                  107,2                      0,2
Sep.    15                 107,4                   0,0                  107,0                      0,0
Okt.    15                 107,4                   0,2                  107,0                      0,3
Nov.    15                 107,5                   0,4                  107,1                      0,4
Dez.    15                 107,4                   0,4                  107,0                      0,3

Jan.     16                 106,5                   0,6                  106,1                      0,5
Feb.    16                 106,9                   0,1                  106,5                      0,0
März   16                 107,4                   0,4                  107,3                      0,3
April   16                 107,3                   0,0                  106,9                    –0,1
Mai     16                 107,7                   0,2                  107,2                    0,1
Juni    16                 107,8                   0,4                  107,3                    0,3
Juli      16                 108,0                   0,5                  107,6                    0,4
Aug.   16                 108,0                   0,4                  107,6                    0,4
Sept.   16                 108,1                   0,7                  107,7                    0,7
Okt.    16                 108,4                   0,9                  107,9                    0,8
Nov.    16                 108,4                   0,8                  108,0                      0,8
Dez.    16                 109,4                   1,9                  108,8                      1,7

Jan.     17                 108,7                   2,1                  108,1                      1,9
Feb.   17                 109,4                   2,3                  108,8                    2,2
März  17                 109,5                   1,7                  109,0                    1,6
April  17                 109,6                   2,1                  109,0                    2,0

Verbraucherpreisindex (Index 2010 = 100)
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